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Schwerpunkt Genossenschaften in der Immobilienwirtschaft 

Angesichts knappen Wohnraums und kräftig steigender Mietpreise in den Groß-
städten wird der Ruf nach Marktregulierung lauter. Im beginnenden Bundes-
tagswahlkampf scheinen sich die Parteien regelrecht mit ihren Vorschlägen 
überbieten zu wollen. Von alldem hält der Autor nichts, weil damit keine einzige 
neue und vor allem bezahlbare Wohnung in den prosperierenden Städten und 
Regionen geschaffen werde. Stattdessen braucht es aus seiner Sicht Anreize, die 
den Neubau von Wohnungen für breite Bevölkerungsschichten anregen. Dazu 
zählt er zum Beispiel eine höhere AfA und die Ausweisung preisgünstigem Bau-
lands. Gleichzeitig sollte von weiteren Restriktionen wie der Verschärfung von 
energetischen Baustandards vorerst abgesehen werden.  (Red.)

Wie viel Staat braucht der Wohnungsmarkt?

In einigen Regionen Deutschlands wird 
der Mietwohnungs- und Immobilien-
markt stürmischer. In den Ballungsräu-
men wird günstiger Wohnraum zur Man-
gelware. Steigende Energiepreise und 
Steuern sorgen für stetig zunehmende 
Wohnkosten. Kein Wunder also, dass 
„Bezahlbares Wohnen“ insbesondere im 
Bundestagswahljahr 2013 zu den stark 
diskutierten Themen in Politik, Medien 
und Gesellschaft gehört. Während die 
Energie- und Baukosten rasant steigen, 
bieten die rund 3 000 im GdW organi-
sierten Wohnungs- und Immobilienun-
ternehmen – darunter rund 2 000 Woh-
nungsgenossenschaften – weiterhin 
bezahlbares Wohnen. Damit sorgen sie 
für soziale Gerechtigkeit. Denn erklärtes 
Ziel der Wohnungswirtschaft ist und 
bleibt es, bezahlbare, ressourcenscho-
nende und qualitätsvolle Wohnungen für 
breite Schichten der Bevölkerung bereit-
zustellen. Insbesondere die als stabil und 
sozial gerecht bekannte Unternehmens-
form der Genossenschaften hat sich dem 
Ziel verschrieben, langfristig für attrakti-
ven und bezahlbaren Wohnraum für ihre 
Mitglieder zu sorgen. 

Die Frage, die sich angesichts stetig stei-
gender Anforderungen an die Branche 

und ihre Wohnungsbestände jedoch 
stellt, lautet: An welchen Stellschrauben 
muss gedreht werden, damit Wohnen für 
alle Menschen auch in Zukunft bezahl-
bar bleibt? Erst kürzlich hat die Bundes-
regierung die Energieeinspar-Vorgaben 
an neu gebaute Wohnungen mit der 
Novellierung der Energieeinspar-Verord-
nung erneut nach oben geschraubt. Das 
ist Gift für den gerade in Ballungsregio-
nen dringend benötigten Neubau von 
Mietwohnungen. 

Durch die stetig steigenden Anforde-
rungen an die Energieeffizienz, aber 
auch durch die Preise für den Baugrund 
und die Baukosten ist der Neubau von 
Wohnungen so teuer geworden, dass  
er sich in vielen Fällen – auch heute 
schon – nur noch im oberen Mietpreis-
segment rechnet. Menschen mit gerin-
gem Einkommen werden in einigen 
Märkten Schwierigkeiten haben, neue 
und gleichzeitig bezahlbare Wohnun-
gen zu finden. Die insgesamt von der 
Wohnungswirtschaft geforderten Inves-
titionen in Energieeffizienz stoßen also 
nicht nur an ökonomische, sondern 
insbesondere an soziale Grenzen. 

Wir brauchen dringend mehr bezahlba-
ren Wohnraum, der speziell in Ballungs-
räumen gerade die niedrigen und mittle-
ren Einkommen bedient. In den letzten 
Jahren ist es aufgrund einer nicht ausrei-
chenden Neubautätigkeit in diesen Bal-
lungsräumen zu einer Verknappung des 
Angebots gekommen. Damit geht einher, 
dass besser verdienende Einkommens-
schichten auch Wohnraum nachfragen, 
der bislang eher den mittleren und nied-
rigen Einkommensschichten zur Verfü-
gung stand. So kommt es zu einem Ver-
drängungswettbewerb. 

Parallel führen steigende Warmmieten 
– insbesondere aufgrund deutlich stei-

gender Energie- und Baukosten – zu 
höheren Wohnkostenbelastungen. Grund 
für diese steigenden Mieten sind auch 
Investitionen in die energetische Sanie-
rung. Segregation und soziale Instabili-
täten beziehungsweise bestehende Prob-
lemlagen drohen sich zu verschärfen. Die 
zunehmende Wohnungsknappheit in 
Ballungszentren birgt dort immer mehr 
sozialen Sprengstoff. 

Und dennoch: Vor gesetzlichem Aktio-
nismus ist dringend zu warnen. Der  
eindeutig falsche Ausweg aus der dro-
henden Preisspirale ist die in das Miet-
rechtsänderungsverfahren unerwartet 
eingeführte Mietobergrenze. Auch die 
derzeit in der Diskussion befindlichen 
Mietpreisdeckel bei Neuvermietungen 
hätten zur Folge, dass weniger neu ge-
baut wird. Im Gegenteil: Investoren wür-
den abgeschreckt, in den Bau dringend 
benötigter neuer Wohnungen zu inves-
tieren. 

Anreize für mehr bezahlbaren 
Neubau

Die Wohnungswirtschaft will weiterhin 
stark in bezahlbaren Wohnraum investie-
ren. Dazu müssen aber die wirtschaftli-
chen Vorgaben stimmen. Folgende Punk-
te sind aus Sicht des GdW grundsätzlich 
notwendig, um den Wohnungsbau vor-
anzutreiben und die Wohnungsknappheit 
in Ballungsgebieten zu beenden:

P Kommunale Grundstücke dürfen nicht 
im Höchstbieterverfahren vergeben 
werden.

P Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren müssen in einem angemessenen 
Zeitrahmen abgeschlossen werden.

P Der steuerliche Abschreibungssatz 
muss von zwei auf vier Prozent ange-
passt werden, um steuerliche Benach-
teiligung abzubauen.

P Eine Verschärfung der EnEV, wie beim 
Neubau geplant, ist Gift für den not-
wendigen Bau neuer, bezahlbarer 
Wohnungen.

P Förderung muss verstetigt und verein-
facht werden – sowohl auf Bundes- 
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als auch auf Landesebene. Bundesmit-
tel müssen zu 100 Prozent zweckge-
bunden eingesetzt werden.

P Anforderungen dürfen nicht durch 
B-Pläne oder Landesgesetze verschärft 
werden.

P Restriktionen im Mietrecht wirken 
kontraproduktiv auf das Investitions-
klima! 

P Der deutliche Anstieg der Nebenkos-
ten muss begrenzt werden – insbe-
sondere bei Energie, Wasserversor-
gung und Entwässerung, Müllbeseiti-
gung und Grundsteuer. 

P Eine Baukostensenkungskommission 
muss eingerichtet werden.

P Der Werkswohnungsbau muss wieder-
belebt werden.

Darüber hinaus ist es dringend notwen-
dig, den sozialen Wohnungsbau anzu-
kurbeln. In jedem Fall muss er in den 
kommenden Jahren weiter gefördert 
werden – und das mindestens auf dem 
bisherigen Niveau. Die dazu vom Bund 
derzeit bereitgestellten 518 Millionen 
Euro pro Jahr müssten von den Ländern 
in gleicher Höhe kofinanziert und eins zu 
eins in die soziale Wohnraumförderung 
fließen. 

Wohnungsbauförderung  
für die Mitte

Das allein reicht aber nicht aus. Die 
Wohnraumförderung muss um eine 
„Wohnungsbauförderung für die Mitte“ 
ergänzt werden. Das hat erst kürzlich 
auch die Studie „Strategien für bezahl-
bares Wohnen in der Stadt“ vom Berli-
ner Forschungsinstitut Regio-Kontext 
gezeigt. Nur so kann es insbesondere  
in Großstädten, Ballungsräumen und 
Universitätsstädten gelingen, mehr 
Wohnungen zu schaffen, die sich auch 
Haushalte mit mittleren Einkommen 
leisten könnten. Darüber hinaus unter-
streicht die Studie, dass es notwendig 
ist, vorhandenen preiswerten Wohn-
raum zu erhalten und zusätzlich zu  
aktivieren.

Außerdem kommt die Studie zu dem 
Ergebnis, dass ein Zuwachs an bezahlba-
ren Wohnungen in Deutschland nur mit 
einem Bündel von Maßnahmen zu errei-
chen ist. Dabei müssen Bund, Länder und 
Kommunen ihre „wohnungsbaupoliti-
schen Hausaufgaben“ machen, so die 
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Studie. Dazu gehöre eine temporäre 
Verschnaufpause bei der Energieeinspar-
Verordnung (EnEV). Ebenso sei eine Ver-
einfachung und stärkere Regionalisie-
rung der Länder-Förderprogramme not-
wendig. Wohnungsbau muss Chefsache 
werden. Bei Bürgermeistern und bei 
Ministern.

Wohnungsgenossenschaften – 
Erfolg durch Prüfung

Die bislang sehr gute und stabile Woh-
nungsmarktsituation in Deutschland, 
mit einem vergleichsweise großen Ange-
bot an bezahlbarem Wohnraum, ist auch 
eng mit dem Erfolg der deutschen Woh-
nungsgenossenschaften verknüpft. Und 
der Erfolg des genossenschaftlichen 
Systems in Deutschland hängt sehr eng 
mit dem genossenschaftlichen Verbän-
dewesen zusammen. Pflichtmitglied-
schaft und Pflichtprüfung haben be-
wirkt, dass die Insolvenzrate bei Genos-
senschaften auch in 2012 nur bei 0,1 
Prozent liegt und damit verschwindend 
gering ist. 

Gerade in den letzten Jahren haben sich 
die Genossenschaften als äußerst krisen- 
und insolvenzfest erwiesen. Sie haben 
damit für viele Wirtschaftsbereiche eine 
Vorbildfunktion. Grundlage des Erfolgs 
ist unter anderem das Genossenschafts-
gesetz mit dem genossenschaftlichen 
Verbands- und Prüfungswesen. Konter-
kariert wird das Erfolgsmodell allerdings 
durch den Gesetzentwurf des Bundesjus-
tizministeriums zum Bürokratieabbau bei 
Genossenschaften, der das seit 150 Jah-
ren bewährte und erfolgreiche genossen-
schaftliche System infrage stellt. Haupt-
kritikpunkt ist die Einführung einer von 
der Pflichtmitgliedschaft und Pflichtprü-
fung befreiten Kooperationsgesellschaft 
in das Genossenschaftsgesetz, die auch 
für bestehende Genossenschaften zur 
Anwendung kommen soll. Der GdW wen-
det sich ganz entschieden gegen Rege-
lungen, die das genossenschaftliche 
System gefährden.

Finanzierung unter dem Einfluss 
von Basel III und AIFM

Die Frage, ob Wohnungsgenossenschaf-
ten im Rahmen der Umsetzung der 
AIFM-Richtlinie (AIFM = Alternative 
Investment Fund Manager) unter das 
Kapitalanlagegesetz (KAGB) fallen soll-
ten, kann eindeutig mit nein beant-
wortet werden. Die AIFM-Richtlinie 

regelt die Zulassung und Aufsicht  
über Verwalter alternativer Investment-
fonds. Die Rechtsform der Genossen-
schaft stand somit nie im Fokus der 
Regelungen.

Für die Immobilienwirtschaft in Deutsch-
land ist die Verfügbarkeit von Fremd-
finanzierungen durch klassische Bank-
darlehen elementar. Basel III wird das 
Immobilienkreditgeschäft allerdings  
weiter unter Druck setzen. Die Woh-
nungswirtschaft begrüßt das von der 
Bundesregierung beschlossene CRD-IV-
Umsetzungsgesetz unter der besonderen 
Berücksichtigung von Wohnungsgenos-
senschaften mit Spareinrichtung. Aller-
dings müssten die Basel-III-Regelungen 
einer ständigen Beobachtung unterwor-
fen werden. Wichtig ist es, Instrumente 
zu entwickeln, um auf mögliche Kredit-
verknappungen – unter anderem durch 
Einführung der Leverage Ratio – reagie-
ren zu können. 

Kredite zu verknappen heißt, Investitio-
nen zu gefährden und den Aufschwung 
zu bremsen. Auch vor dem Hintergrund 
der gestiegenen energetischen Anforde-
rungen und des demografischen Wandels 
muss die Basis für Investitionen gewähr-
leistet werden. Das Ziel muss sein, ein 
angemessenes Gleichgewicht zwischen 
Kreditverknappung und Finanzmarkt-
stabilisierung zu finden. Die Wohnungs-
unternehmen sind auf ausreichende  
Finanzierungsmöglichkeiten für die  
herausfordernden Investitionsthemen  
der Zukunft angewiesen. Momentan ist 
die Branche mit dem Erreichten – also 
mit der Mittelstandskomponente für 
Immobilienunternehmen und der nie-
drigen Risikogewichtung des Wohnim-
mobilienkredits bei Basel III – zufrieden.

Quo vadis Wohnungspolitik?

Wie genau es mit der Wohnungspoli-  
tik weitergehen soll, darüber muss sich 
die Bundesregierung – aktuell und eben-
so für die Zeit nach der Bundestags-
wahl im Herbst dieses Jahres – klar wer-
den. Die Wohnungswirtschaft mit ihren 
2 000 Genossenschaften kennt ihren 
Weg: Sie will die Wohngebäude und 
Quartiere – in einem langfristig investi-
tionsfreundlichen politischen und recht-
lichen Umfeld – sorgsam und im traditi-
onellen Verständnis der Branche als 
nachhaltige Bestandsbewirtschafter 
weiterentwickeln. Die Wohnungswirt-
schaft übernimmt dafür seit jeher Ver-
antwortung. Für ein sicheres und ge-
rechtes Wohnen.




